
im Urteil. Im Interesse der Konzentra­
tion und Beschleunigung des Verfahrens 
sind sie allein nicht anfechtbar, jedoch 
kann durch Berufung oder Protest mit 
der Anfechtung des ganzen Urteils auch 
erreicht werden, daß die ihm zugrunde 
liegenden Beschlüsse, z. B. Beschlüsse, 
mit denen Beweisanträge abgelehnt 
wurden, geprüft werden. Die Gesetzlich­
keit verletzende Beschlüsse, die in der 
Hauptverhandlung der Urteilsfällung 
vorausgehen, sind in der Regel ein 
Grund zur Aufhebung des Urteils, z. B. 
wenn Beweisanträge unbegründet abge­
lehnt werden. Beschlüsse über Verhaf­
tungen, Beschlagnahmen, Durchsuchun­
gen, Arrestbefehle und Ordnungsstrafen 
sowie alle Entscheidungen, durch die 
dritte Personen betroffen werden, sind 
dagegen im Interesse der Wahrung der 
Rechte der Bürger auch während der 
Hauptverhandlung' sofort anfechtbar 
(§ 305 Abs. 3 Satz 2).

b) Beschlüsse, die ausdrücklich vom Gesetz 
einer Anfechtung entzogen sind (§ 305 
Abs. 1). Dazu gehören z. B. Beschlüsse, 
durch die die Ablehnung eines Richters 
für begründet erklärt wird (§ 161 
Abs. 1); Beschlüsse, die dem Antrag auf 
Befreiung von den Folgen einer Frist­
versäumung stattgeben (§81 Abs. 2); 
Entscheidungen des Gerichts im Eröff­
nungsverfahren (sie können vom Be­
schuldigten nicht angefochten werden 
(§ 195 Abs. 1); Beschlüsse über die Zulas­
sung oder Ablehnung eines gesellschaft­
lichen Anklägers oder gesellschaftlichen 
Verteidigers (§ 197 Abs. 3); Beschlüsse 
über die Ablehnung des beschleunigten 
Verfahrens (§ 260 Abs. 1); Beschlüsse 
über die Rückgabe der Sache an den 
Staatsanwalt im Strafbefehlsverfahren 
(§ 271 Abs. 2); Beschlüsse über den Ein­
spruch gegen die Entscheidung eines ge­
sellschaftlichen Gerichts (§ 277 Abs. 4).

c) Beschlüsse, die vom Gericht zweiter In­
stanz erlassen werden und die zur 
Durchführung des Rechtsmittelverfah­
rens und zur Entscheidung über das an- 
gefochtene Urteil ergehen, sind nicht an­
fechtbar. Dazu gehören auch Haftbe­
fehle, die im Rechtsmittelverfahren erst­
malig erlassen werden. Ein Rechtsmittel 
gegen Beschlüsse des Rechtsmittelge­

richts zuzulassen würde bedeuten, damit 
faktisch doch eine dritte Instanz mit der 
Sache zu befassen und das Zwei-Instan- 
zen-Prinzip zu durchbrechen. Es kommt 
hinzu, daß eine solche Verfahrensweise 
das Oberste Gericht mit zahlreichen un- 
bedeutsamen Verfahren belasten würde. 
Anders verhält es sich mit Beschlüssen 
des Rechtsmittelgerichts über die Zu­
rückweisung des Antrages auf Befrei­
ung von den nachteiligen Folgen der 

. Fristversäumung (§ 81 Abs. 3) sowie auf 
Entschädigung für Untersuchungshaft 
und Strafen mit Freiheitsentzug (§ 375 
Abs. 1). Diese Beschlüsse sind ihrem We­
sen nach erstinstanzlichen Beschlüssen 
im Sinne des § 305 Abs. 1 gleichgestellt. 
In ihnen wird erstmalig über ein be­
stimmtes strafprozessuales Recht des be­
troffenen Bürgers mit abschließender 
Wirkung entschieden. Die Rechte des 
Beschuldigten erfordern unter den gege­
benen Umständen, den besonderen 
Schutz. Deshalb lassen die genannten 
Bestimmungen die Beschwerde aus­
drücklich zu.25 '

11.3.2.
Frist und Form .
Um das Verfahren zu konzentrieren und zu 
beschleunigen, dem Betroffenen aber auch 
Zeit zur Überlegung und Beratung zu las­
sen, ist eine Rechtsmittelfrist von einer 
Woche festgelegt. Die Frist beginnt entwe­
der mit der Verkündung in Anwesenheit 
des Beschwerdeführers oder mit der Zustel­
lung. Während dieser Frist ist die Be­
schwerde zu Protokoll der Rechtsantrags­
stelle oder schriftlich einzulegen (§ 306 
Abs. 1 und 2). Eine mündliche Erklärung ist 
also nicht formgerecht und deshalb unzu­
lässig.

11.3.3.
Das Beschwerdeverfahren 
und die Entscheidungen
Im Unterschied zum Verfahren bei Protest 
und Berufung obliegt im Beschwerdever­
fahren dem erstinstanzlichen Gericht die 
Aufgabe, die eingegangene Beschwerde und

25 Vgl. „OG-Beschluß vom 7. 5.1970“, mit An­
merkung von A. Härtmann, Neue Justiz, 
1970/17, S. 524 ff.
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